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~U.;·Abg. Dr.. G I.' e d leI.' und Genossen 

an dia Bundesregierung, 

,6~ Juli 1955 

betreffend den Wettbewerb in- und ausländisoher Firmen bei Auftragsertei­

lungen duroh die öffentiiohe Hand~ 

In ß.en let0ten Tagen haben die ÖsterreichischenBundesba.hnen ca. 

2000 Stück Leuchtstoffröhren bestellt. Die Preise der inländischen Erzeuger 

waren um ca... 6 % über denen einer belgischen Fabrik, die üb GI.' GinGn öeter­

reichisohen Grosshändler (AEG-Union) angeboten hatte. Ohne den inländi­

schen Erzeugern die Gelegenheit zugeben, ihre Preise <lem ausländischen An­
bot anzupasaen, wurde der Auftrag ans Ausland vergeben. 

,Obwobl Leuchtstoffröhren liberalisiert sind und daher rechtlioh 

gagen das Vorgehen der BundesQahnen in diesem Fa.lle nichts einzuwenden ist, 
, ' 

s'teht doch ausaer. Zweifel, d~ss damit ausserordentliohe Gefa.hren für die 

inländische Produktion verbunden sind" Dies umsomehr.l als die österreiohi­

schen:Bundesbahnen dergröss'te :Bodarfsträger für diesen Artikel 81~. 
• .. ....... '~. • I 

Die Auftraggeber der USA sind bekanntlich durch den 'I'13uy Amerioan 

Aot" dazu verha.l ten,amerikanisohe Angebote unter allen Umständen zu bevor- ' 

·zugen, . wenn sie nicht höher als' 25 % (seit kurzem nur mehr 10 %) übGr deltl 

auslän<lischen Angebot liegen. Ohne ,einer derartigen Praxis das Wort Zu ra­
dGn, muss a.ber auch die grundeätzlichgleiche Behandlung in- und ausländi­

scher Angebote im Interesse .der Vollbeschäftigung der inländischen Firma 
die Möglichkeit geben, sich dem ausländisohen Offert preislich anzupassen. 

Gerade die Verp.ä.l tnisse a.m LGuch tmi ttelmarkt', der durch ein starkes Ober­

angebot gekennzeichnet ist, gebieten eine solohe Vorgangeweise. Ga.nz a.bge.­

sehen davon ist die öffentliche Hand in erster Linie dazu berufen, bei der 

Vergebung ihrer Aufträge volkswirtschaftliohe Erfordernisse zuberUcksich­

tigen. 

Bei der derzeit. bedenkliohen Entwioklung unserer Handelsbilanz 

und ihr~~ ausserordentlichen ImportübGrhang erscheint d~~unte~fertigten 

Abgeordneten eine grundsätzliche Behandlung dieser Frage besonders wesent. 

lich und sie richten da.her an die österreichische Bundesregierung die 

~...!}.,_ fra. g e ,:. 
Ist die Bundesregierung bere.it, bei AuftragsvGrgebungder öffent-" 

licQen Hand. an in- und ausländische Firmen dafür Sorge zu tragen, dass in­
länd.ischen Prod.uzentGn die Möglichkeit gegebGn wird, sich ausländischGn 
Offerten preislioh anzus~hliessen? 
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